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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Januar 1961 

9 — 93100 — 4271/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den gewerblichen 
Binnenschiffsverkehr 


nebst Begründung (Anlage 1) mil der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 223. Sit- 
zung am 23. September 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung ge- 
nommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Dvuck: Boniiar Universitüts-Buchdrucküiei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 82t, Goeliiestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1453) wird wie folgt geändert: 

1. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

(1) Die Entgelte für Verkehrsleistungen der 
Schiffahrt und Flößerei zwischen deutschen Lade- 
iind Löschplätzen (Transporlplätze, Schiffsanteil- 
frachten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, Vergütun- 
gen für sonstige mit der Schiffsbeförderimg un- 
mittelbar zusammenhängende Nebenleistungen) 
werden durch Frachtenausschüsse der Binnen- 
schiffahrt festgesetzt, sofern die Verkehrsleistun- 
gen entweder ganz oder im Falle einer durch- 
gehenden Beförderung streckenweise auf Bun- 
deswasserstraßen erbracht werden. Die Entgelte 
sind Festentgelte, soweit nicht der Bundesmini- 
ster für Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft Höchsl- oder Min- 
destentgelte oder beides zuläßt. 

(2) Wer gewerbsmäßig Verkehrsleistungen der 
Scliiffahrt oder Flößerei erbringt, für die ein 
nach diesem Gesetz festzusetzendes Entgelt noch 
nicht festgesetzt worden ist, hat dies dem gebiet- 
lich zuständigen Frachtenausschuß (§ 22 Abs. 1) 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen." 

2. § 25 Abs. 4 wird aufgehoben. 

3. § 27 erhält folgende Fassung: 

.§ 27 

(1) Die Frachtenausschüsse bilden auf Anord- 
nung oder mit Genehmigung der Aufsichts- 
behörde 

1. Frachtenkommissionen für Tagesge- 
schäfte, 

2. Bezirksausschüsse, 

3. gemeinsame Ausschüsse, 

4. Sonderausschüsse, 

5. Fachausschüsse. 

Für die Ausschüsse zu Nummern 2 bis 5 gilt § 24 
Abs. 2 entsprechend. 

(2) Die Frachtenkommissionen für Tages- 
geschäfte sind befugt, Entgelte für Verkehrslei- 
stungen {§ 21) vorzuschlagen. Sie haben ihre 
Vorschläge unverzüglich dem Frachtenausschuß 
zur Beschlußfassung vorzulegen. 


(3) Die Bezirksausschüsse, gemeinsamen Aus- 
schüsse und Sonderausschüsse haben selbstän- 
dige Festsetzungsbefugnisse (ermächtigte Unter- 
ausschüsse). § 24 Abs. 1, § 25 Abs. 1 sind ent- 
sprechend anzu wenden, jedoch vorbehaltlich des 
Absatzes 4 Satz 2. Soweit die Mitglieder der Be- 
zirksausschüsse nicht Mitglieder der Frachten- 
ausschüsse sind, gilt ferner § 25 Abs. 2 sinn- 
gemäß; sie können jedoch auch für eine kürzere 
Dauer als drei Jahre berufen werden. In die ge- 
meinsamen Ausschüsse und Sonderausschüsse 
können nur Mitglieder der Frachtenausschüsse 
entsandt werden. 

(4) Die gobietliche und sachliche Zuständig- 
keit der Frachtenkommissionen für Tagesge- 
schäftc, der Bezirksausschüsse, der gemeinsamen 
Ausschüsse, der Sonderausschüsse und der Fach- 
ausschüsse ist in der Geschäftsordnung zu regeln. 
Die Geschäftsordnung bestimmt, auf welchen 
Sachgebieten die Vertreter der Schiffahrt in den 
Sonderausschüssen allein stimmberechtigt sind. 

(5) Hat die Aufsichtsbehörde die Bildung von 
Bezirksausschüssen, gemeinsamen Ausschüssen 
oder Sonderausschüssen angeordnet oder geneh- 
migt, so haben die Frachtenausschüsse ihr inner- 
halb von sechs Monaten nach dem Eingang der 
Anordnung oder der Genehmigung eine neue 
Geschäftsordnung zur Genehmigung vorzulegen. 

(6) Die Fachausschüsse schlagen dem Frachten- 
ausschuß Entgelte für Verkehrsleistungen vor." 

4. § 28 erhält folgende Fassung: 

„§ 28 

(1) Beschlüsse der Frachtenausschüsse und der 
ermächtigten Unterausschüsse, die Entgelte für 
Verkehrsleistungen festsetzen, bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers für Verkehr. 
Er entscheidet im Einvernehmen mit dem Bun- 
desininister für Wirtschaft. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr soll sich, 
wenn er nicht vorher entscheidet, innerhalb von 
drei Wochen seit Eingang des Beschlusses gegen- 
über dem Frachtenausschuß oder dem ermächtig- 
ten Unterausschuß äußern und innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang der Äußerung über 
die Genehmigung des Beschlusses entscheiden. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
Befugnis nach Absatz 1 auf die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen übertragen. In diesem 
Falle ist Absatz 2 entsprechend anzuwenden. Die 
Entscheidungen der Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen bedürfen der Zustimmung -des Bun- 
desministers für Wirtschaft." 
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3. § 29 Abs. 2 erhält folgende Fassung: | 

„(2) Der Bundesminister für Verkehr kann die | 
Rechtsverordnungen aufheben, wenn das öffent- 
liche Verkehrsinteresse es erfordert; er bedarf 
hierzu des Einvernehmens mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft.'' 

6. In § 30 werden die Worte „wenn Gründe der 
Verkehrspolitik es erfordern" ersetzt durch die 
Worte „wenn das öffentliche Verkehrsinteresse 
es erfordert". 

7. § 32 Abs. 2 wird aufgehoben. 

8. § 36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 1 Nr. 9 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 9. Juli 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 949), begeht, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den nach den §§ 29, 30 und 43 erlas- 


senen Verordnungen des Bundesministors fiii 
Verkehr zuwiderhandelt, soweit diese ausdrück- 
lich auf die Strafbestimmungen des Wirtschafts- 
strafgesetzes verweisen." 

9. In § 37 Abs. 1 wird der Punkt durch einen Bei- 
strich ersetzt und danach folgende Nummer 4 
eingefügt: 

„4. vorsätzlich oder fahrlässig die ihm nach § 21 
Abs. 2 obliegende Anzeige nicht, nicht recht- 
zeitig oder nicht ordnungsgemäß erstattet." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

! 

Nach dem von der Bundesregierung am 15. Juni | 
1960 gebilligten Sofortprogramm der Bundesmini- i 
Ster für Verkehr und der Finanzen ist eine Verein- 
fachung und Beschleunigung des Tarifbildungsver- 
fahrens der Verkehrsträger vorgesehen. Zugleich 
soll den Verkehrsträgern in begrenztem Rahmen 
auch ein Preiswettbewerb ermöglicht werden. 

Das angestrebte Ziel soll unter anderem durch die 
Änderung einiger weniger Bestimmungen der gel- 
tenden Verkehrsgesetze erreicht werden. Im Bereich 
der Binnenschiffahrt sieht der vorliegende Gesetz- 
entwurf hierfür die Möglichkeit der Bildung von 
Sonderausschüssen bei den Frachtenausschüssen 
vor, die, mit selbständiger Festsetzungsbefugnis 
ausgestattet, über bestimmte, ihnen in den Ge- 
schäftsordnungen der Frachtenausschüsse zugewie- 
sene Tarifmaßnahmen beschließen können (Arti- 
kel 1 Nr. 3). 

Ferner schließt der Entwurf einige in der Praxis 
festgestellte Lücken im Festfrachtensystem der Bin- 
nenschiffahrt (Artikel 1 Nr. 1, 8 und 9). 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch den 
Vollzug des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 


B. Die einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Durch die Neufassung des § 21 Satz 1 des Gesetzes 
(im Entwurf: § 21 Abs. 1 Satz 1) wird gegenüber der 
bisherigen Fassung, die insoweit zu Zweifeln Anlaß 
gab, klargestellt, daß Entgelte nicht nur für Ver- 


kehrsleistungen festgesetzt werden können, die aus- 
schließlich auf deutschen Wasserstraßen erbracht 
werden. Voraussetzung für die Festsetzung von 
Entgelten soll vielmehr sein, daß Lade- und Lösch- 
ort in Deutschland liegen und daß die Beförderung 
wenigstens streckenweise auf Bundeswasserstraßen 
ausgeführt wird. Eine entsprechende Bestimmung 
für die Beförderung mit Seeschiffen findet sich be- 
reits in § 43 Satz 2 des Gesetzes. 

Der neue Absatz 2 des § 21 schließt eine Lücke, die 
darin besteht, daß es bisher keine Verpflichtung 
gibt, 'Verkehre, für die noch keine Entgelte festge- 
setzt sind, dem zuständigen Frachtenausschuß anzu- 
zeigen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Durch die Streichung des bisherigen Absatzes 4 in 
§ 25 entfällt künftig die Teilnahme eines Vertreters 
der Deutschen Bundesbahn an den Sitzungen der 
Frachtenausschüsse. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Nach der Neufassung des § 27 können die Frachten- 
ausschüsse künftig auf Anordnung oder mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde außer Bezirks- und 
gemeinsamen Ausschüssen sogenannte Sonderaus- 
schüsse mit selbständiger Festsetzungsbefugnis bil- 
den, bei denen jedoch auf bestimmten Sachgebieten 
nach Maßgabe der Geschäftsordnungen die Vertre- 
ter der Schiffahrt allein stimmberechtigt sind. Die in 
der Geschäftsordnung der Frachtenausschüsse näher 
zu regelnde Aufgabe der Sonderausschüsse soll es 
sein, über solche Tarifmaßnahmen zu beschließen, 
die nach den von der Bundesregierung gebilligten 
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„ Richtlinitni dc^s Bundesministers für Verkehr für | 
die Bildung der Verkehrstarife" einem vereinfach- 
ten Verfahren (Anzeigeverfahren) unterliegen. 

Abweichend von der bisherigen Fassung des § 27, 
die insoweit ebenfalls zu Zweifeln Anlaß gab, stellt ' 
die Neufassung zugleich eindeutig klar, daß die 
funktionelle Zuständigkeit aller in Absatz 1 aufge- , 
führten Kommissionen und Ausschüsse (bloßes Vor- 
schlagsrecht oder selbständige Festsetzungsbefug- 
nis) nicht auf der Geschäftsordnung beruht, sondern ■ 
ihnen kraft Gesetzes zusteht. Daher sind die Worte 
„nach Maßgabe der Geschäftsordnung" in Absatz 2 | 
und Absatz 3 Satz 1 gestrichen worden. Die Zustän- | 
digkeitsbereichc werden durch die Geschäftsordnun- j 
gen abgegrenzt (neuer Absatz 4), wobei den mit 
diesem Gesetz verfolgten Zwecken Rechnung zu I 
tragen sein wird. ^ 

Um die Arbeitsaufnahme eines auf Anordnung oder i 

mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde neu gebil- i 
deten ermächtigten Unterausschusses nicht unge- 
bührlich zu verzögern, sieht der neue Absatz 5 vor, ' 
daß der Frachtenausschuß innerhalb von sechs Mo- 
nalen nach dem Eingang der Anordnung oder der ' 
Genehmigung eine neue Geschäftsordnung vorzu- ! 

legen hat. | 

j 

Zu Artikel 1 Nr. 4 | 

Durch die Neufassung des § 28 werden auch im Ver- | 
fahren zur Genehmigung der Binnenschiffahrtsent- | 
gelte bestimmte Fristen entsprechend dem § 16 I 
Abs. 2 des Bundesbahngesetzes eingeführt, die einer 
Beschleunigung des Verfahrens dienen sollen. Die 
Novelle zum Güterkraftverkehrsgesetz sieht eine , 
ähnliche Bestimmung vor. 


Zu Artikel 1 Nr. 5 und 6 

h)ie Änderungen sollen die Worllassung des Geset- 
zes an die entsprechenden Bestimmungen im Bun- 
desbahngesetz (§ 16 Abs. 4 Satz 1) und in der 
Novelle zum Güterkraftverkehrsgesetz angleichen, 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Durch die Streichung des Absatzes 2 in § 32 ent- 
fällt künftig die förmliche Beteiligung der Deutschen 
Bundesbahn vor der Entscheidung über die Anord- 
nung eines Frachtenausgleichs. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die Änderung des § 36 des Gesetzes berücksichtigt 
die Neufassung des Wirtschaftsstrafgesetzes im 
Jahre 1954 und reiht auch die Verstöße gegen die 
nach § 43 des Gesetzes erlassenen Verordnungen 
des Bundesministers für Verkehr unter die nach 
dem Wirtschaftsstrafgesetz zu verfolgenden Zu- 
widerhandlungen ein. Sie stellt ferner klar, daß 
fahrlässige Zuwiderhandlungen ebenfalls verfolgt 
werden. Das ist insbesondere im Hinblick auf § 11 
Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
von Bedeutung. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Die Ergänzung des § 37 Abs. 1 des Gesetzes ist im 
Hinblick auf den neuen Absatz 2 des § 21 notwen- 
dig (vgl. Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs), dem ohne 
die Anordnung einer Ahndung kaum eine Bedeu- 
tung zukommen würde. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 

In § 2! Abs. 1 sind die Worte „im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft" zu streichen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 

In § 28 Abs. 1 und 3 ist jeweils der letzte Satz 
zu streichen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 5 

In § 29 Abs. 2 ist der letzte Halbsatz zu streichen. 

Bcgründungzul.bisS. 

Das Einvernehmen des Bundesministers für Wirt- 
schaft bzw. seine Zustimmung ist nicht erforderlich, 
weil es sich um tarifpolitische Maßnahmen handelt, 
die lediglich eine fachliche Entscheidung erfordern. 


Anlage 3 

t 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1., 2. und 3. 

Den Vorschlägen des Bundesrates kann nicht zuge- 
stimmt werden. 

Die Bundesregierung muß Wert darauf legen, daß 
dem Bundesminister für Wirtschaft ein über die 
durch die GGO gegebenen Möglichkeiten hinaus- 
gehendes gesetzliches Mitwirkungsrecht zugebilligt 
wird, da den Entscheidungen über Tarifmaßnahmen 
neben ihrer verkehrspolitischen auch eine wirt- 
schaftspolitische Bedeutung zukommen kann. 
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